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Prim. Dr. Johan-
nes Püspök ist
ärztlicher
Leiter im
Moorheilbad
Harbach.

SPRECHSTUNDE

„Gesundheits-
vorsorge Aktiv“
Frage: Wofür steht „Gesundheits-
vorsorge Aktiv“?
Experte Prim. Dr. Johannes Pü-
spök: Das Moorheilbad Harbach
ist eines von ausgewählten Ge-
sundheitszentren, die in Zusam-
menarbeit mit der Pensionsversi-
cherungsanstalt das Pilotprojekt
„Gesundheitsvorsorge Aktiv“ an-
bieten. Neben der Behandlung des
Grundleidens im Bewegungs- und
Stützapparat liegt der Schwer-
punkt dieses neuen Kurheilverfah-
rens auf der nachhaltigen Verbes-
serung der Lebensstilfaktoren

Ernährung, Bewegung und menta-
le Gesundheit. Durch den modula-
ren Aufbau und die individuelle,
bedarfsorientierte therapeutische
Schwerpunktsetzung, sowie dem
höherwertigen Therapieangebot
und der längeren Gesamttherapie-
dauer wird eine wesentliche Qua-
litätssteigerung erzielt. Anzeige

Moorheilbad Harbach
www.moorheilbad-harbach.at

� 02858/5255-0

Fragen an den Beste Gesundheit-
Experten bitte an:
info@beste-gesundheit.at

„Unser erfahrenes
Ärzte und Therapeu-
ten-Team hilft Ih-
nen, Ihren Lebens-
stil nachhaltig zu
verbessern!“, Experte
Prim. Dr. Johannes Püspök.

„Die EU ist unfähig“

Von Christoph Reiterer

Asylpolitik | Christian Lausch (FP) lässt kein gutes Haar an der Union,
doch auch die Politik der Bundesregierung hält er für verfehlt.

HOLLABRUNN |  Innenministerin
Johanna Mikl-Leitner zeigte sich
erleichtert, dass der Massenan-
sturm der Flüchtlinge aus Un-
garn dank großer Solidarität be-
wältigt wurde (mehr in der bei-
liegenden NÖN-Landeszeitung
auf Seite 6). Die NÖN fragte
Christian Lausch, FPÖ-National-
ratsabgeordneter aus Holla-
brunn, wie er die Stimmungsla-
ge einschätzt.

NÖN: Wie erleben Sie als FPÖ-
Parlamentarier die neueste Ent-
wicklung der Flüchtlingskrise?
Lausch: Die Verteilung der
Flüchtlinge gehört von der EU
koordiniert. Wenn ich in einem
sicheren EU-Staat bin, daheim
um mein Leben fürchten muss
und es mir wirklich ernst ist,
dann muss ich als Flüchtling
bleiben, wo ich zugewiesen bin.
Es kann nicht sein, dass wenige
Länder alle Last tragen müssen,
nur weil mir erzählt wird, dass
es dort fein ist. Die EU ist kein
Wunschkonzert.

Und warum funktioniert das
nicht?
Lausch: Die EU ist keine Völker-
union, sie ist nichts als eine
Wirtschafts- und Bankenunion;
sie ist in dieser Frage überfordert
und unfähig. Und die Men-
schen, mit denen ich spreche,

sagen : Das wollen wir so nicht.
So brauchen wir die EU nicht.

Wie wichtig ist die Verfolgung der
Schlepper?
Lausch: Wer sagt, den Schlep-
pern kann man keine Vorwürfe
machen, ist Realitätsverweige-
rer. Und die 71 Flüchtlinge, die
in dem Lkw erstickt sind, könn-
ten noch leben, wenn es Grenz-
kontrollen gäbe, wie wir sie im-
mer gefordert haben.

Was halten Sie vom Durchgriffs-
recht des Bundes bei der Flücht-
lingsunterbringung?
Lausch: Das ist eine Diktatur des
Bundes. So kann Politik langfris-
tig nicht funktionieren. Das
Ganze ist schlecht gemacht und
die Konsequenz ist der Hass, der

hier entgegenschlägt. Wir sind
in der Unterbringung trotz al-
lem vorbildhaft. Aber: Wirt-
schaftsflüchtlinge gehören rigo-
ros aussortiert. Ich könnte mir
auch vorstellen, dass Flücht-
lingskinder stundenweise zur
Betreuung von ihren Familien
geholt werden.

Was halten Sie also den Regie-
rungsparteien vor?
Lausch: Der Bundeskanzler be-
treibt Klientelpolitik, um für die
SPÖ zu retten, was zu retten ist.
Er ist EU-hörig, und der Vize-
kanzler gleich dazu. Statt den
Gemeinden einen Zwang aufzu-
erlegen und in der EU zu erzäh-
len, dass in Österreich eh alles
toll ist, sollte er in der EU für
Österreich eintreten. Wir sind
nicht das Sozialamt der ganzen
Welt. Das werden wir nicht
schaffen. Und bei den nächsten
Wahlen wird sich das hoffent-
lich rächen.

Wird die FPÖ nach den nächsten
Wahlen regieren?
Lausch: Dadurch, dass wir von
allen ausgegrenzt werden, wird
es schwer. Wenn wir über 33
Prozent erreichen, dann gibt es
aber kein Verfassungsgesetz
mehr ohne die FPÖ. Dann wer-
den die Systemparteien zu ei-
nem Umdenken gezwungen.
Bücken und Posten abkassieren
wird zu wenig sein.

Kritisiert die „Systemparteien“:
Christian Lausch. Foto: zVg


